
 

 
 
 

Pflegebudget auf den Prüfstand stellen - jetzt strukturell 
statt kosmetisch handeln 

Die geplanten Änderungen beim Pflegebudget im Rahmen des Krankenhausanpassungsgesetzes 
(KHAG) greifen deutlich zu kurz. Sie adressieren nur einzelne Symptome, während die strukturel-
len Fehlanreize des Systems unangetastet bleiben. Für die gesetzliche Krankenversicherung ist 
die Lage längst beitragssatzrelevant: Allein 2024 sind die Pflegepersonalkosten laut Jahresrech-
nung der GKV (KJ1) um 2,4 Milliarden Euro gestiegen – ein Plus, das 0,13 Beitragssatzpunkte ent-
spricht und damit unmittelbar die Versicherten belastet. 
Seit der Ausgliederung der Pflegepersonalkosten aus den DRG-Fallpauschalen im Jahr 2020 und 
der Einführung des krankenhausindividuellen Pflegebudgets nach dem Selbstkostendeckungs-
prinzip steigen die Ausgaben dynamisch. Zwar ist die Zahl der Pflegekräfte in den Krankenhäusern 
gewachsen, gleichzeitig ist jedoch die Fallzahl gesunken. Die Kosten explodieren: Von 2020 auf 
2021 stiegen die Pflegepersonalkosten um knapp 14 Prozent, von 2023 auf 2024 erneut um rund 
zwölf Prozent (KJ1). Hinzu kommen Verdrängungseffekte in andere Versorgungsbereiche wie die 
Altenpflege, Fehlanreize im Personaleinsatz und ein verschärfter Wettbewerb zwischen Kliniken, 
der insbesondere kleinere Häuser in die Personalnot treibt. 
Inzwischen besteht breiter Konsens, dass das Pflegebudget in seiner heutigen Form nicht nach-
haltig ist. Eine Reform muss über punktuelle KHAG‑Korrekturen hinausgehen und die grundle-
genden Mechanismen des Systems neu ordnen. Nur so lassen sich Kostenentwicklung, Personal-
verteilung und Versorgungsqualität langfristig stabilisieren. 

Um eine nachhaltige Verbesserung der Situation zu erreichen, sind folgende Maßnahmen um-
zusetzen: 

1. Kurzfristig Ausgabensteigerungen im Pflegebudget begrenzen 
Zur kurzfristigen Eindämmung der stark steigenden Kosten ist die jährliche Steigerung des Pfle-
gebudgets unverzüglich an die Einnahmeentwicklung der GKV zu koppeln. Die Steigerungen der 
Ausgaben dürfen die Veränderungsrate der GKV-Einnahmen nicht überschreiten. Hierfür sind 
entweder die Ausgabensteigerungen der einzelnen Pflegebudgets zu deckeln oder überhöhte 
Steigerungen bei der Ermittlung der Landesbasisfallwerte entsprechend absenkend zu berück-
sichtigen. 

Änderungsvorschlag:  
a) In § 6a KHEntG wird folgender Absatz 8 eingefügt: 



 

 
 
 

(8) Die jährliche Veränderungsrate des krankenhausindividuellen Pflegebudgets darf die 
Veränderungsrate der beitragspflichtigen Einnahmen der gesetzlichen Krankenversiche-
rung nach § 71 Absatz 3 SGB V im jeweiligen Vorjahr nicht überschreiten.  

 
2. Personalobergrenze für die Refinanzierung einführen 

Gleichzeitig ist neben einer deutlichen Begrenzung der Kostensteigerungen auch eine Personal-
obergrenze für die Refinanzierung der Anzahl der jeweiligen Pflegekräfte in den einzelnen Kran-
kenhäusern festzulegen, beispielsweise perspektivisch auf Basis des Pflegepersonalquotienten. 
So wird eine gezielte Steuerung ermöglicht, um die vorzuhaltende Anzahl an Pflegekräften in 
den Krankenhäusern bedarfsgerecht auszurichten, die Pflegeversorgung in den Krankenhäusern 
zu sichern und Fehlanreize beim Personaleinsatz zu vermeiden. 
 
Änderungsvorschlag:  
b) In § 6a KHEntG wird folgender Absatz 9 eingefügt: 

(9) Refinanzierungsfähig sind Pflegepersonalkosten nur bis zu einer bundeseinheitlich 
festgelegten Personalrelation je Leistungsgruppe oder je Fallzahl. Das Nähere regeln die 
Vertragsparteien auf Bundesebene gemäß § 17b Absatz 2 KHG.  

 
3. Pauschale Finanzierung der pflegeentlastenden Maßnahmen streichen 

Pflegeentlastende Maßnahmen können im Pflegebudget in Höhe von 2,5 % des Pflegebudgets 
erhöhend berücksichtigt werden, ohne dass ein Nachweis über ihre tatsächliche Durchführung 
oder die entstandenen Kosten der Maßnahmen erforderlich ist. Bei den pflegeentlastenden Maß-
nahmen, wie zum Beispiel dem Einsatz von Service- und Assistenzkräften, handelt es sich um 
Kosten, die bereits über die DRG-Fallpauschalen vergütet werden. Die Finanzierung pflegeentlas-
tender Maßnahmen im Pflegebudget sollte daher vollständig gestrichen werden. 
 
Änderungsvorschlag: 
Streichung § 6a Abs. 2 S. 10 KHEntG 
 

4. Pflegequalität sichtbar machen 
Ein modernes Krankenhauswesen sollte Pflegequalität und nicht nur reine Pflegekosten in den 
Fokus nehmen: Qualifikationsgerechter Personaleinsatz, eine verbindliche Negativliste delegier-
barer Tätigkeiten (bspw. Transport, Essen reichen, Reinigung) und MD‑Überprüfung verhindern 



 

 
 
 

die Zweckentfremdung von hochqualifiziertem Pflegefachpersonen und stärken Arbeitsbedin-
gungen sowie Patientensicherheit. Durch die systematische Messung pflegesensitiver Outcomes 
– etwa Dekubitus-, Sturz- oder Infektionsraten – und qualitätsorientierte Anreize würde gute 
Pflege sichtbar belohnt, während Fehlanreize gemindert und Qualitätsdefizite sanktioniert wer-
den. Es braucht ein System, das Fachlichkeit schützt, Qualität steigert und Pflege als zentrale 
Kernleistung des Krankenhauses anerkennt. 
 
Änderungsvorschlag:  
In § 6a KHEntG wird folgender Absatz 10 eingefügt: 

(10) Der Gemeinsame Bundesausschuss beschließt bis zum 31. Dezember des Folgejahres 
Richtlinien zur Festlegung pflegesensitiver Ergebnisindikatoren. 

In § 136 SGB V wird eingefügt: 
Der Gemeinsame Bundesausschuss beschließt Richtlinien zur Messung pflegesensitiver 
Qualitätsindikatoren als Grundlage für qualitätsorientierte Vergütungsbestandteile im 
Krankenhausbereich. 

Enthalten in § 136b Abs. 1 Nr. 3 SGB V 
Berücksichtigung einer verpflichtenden Veröffentlichung der Ergebnisse zu den pflege-
sensitiver Ergebnisindikatoren in den Qualitätsberichten der Krankenhäuser. 

 
5. Zielerreichung bewerten – Abschaffung des Pflegebudgets prüfen 

Das ursprüngliche Ziel des Pflegebudgets war es, die Zahl der Pflegekräfte zu erhöhen. Dieses Ziel 
scheint erreicht. So zeigen Betrachtungen der Pflegepersonalquote einen deutlichen Anstieg im 
Vergleich zum Zeitpunkt der Einführung des Pflegebudgets. Gleichzeitig liegt die Zahl der statio-
nären Fälle mittlerweile weit unter dem Wert des Jahres 2019. Auch im Hinblick auf die fort-
schreitende Ambulantisierung von Krankenhausleistungen, die angestrebte Krankenhausstruk-
turreform und die Einführung neuer Finanzierungselemente wie die Vorhaltefinanzierung gilt es, 
das Pflegebudget mit seinem Selbstkostendeckungsprinzip kritisch zu hinterfragen. Daher sollte 
eine umfassende Neukonzeption der Pflegekostenfinanzierung – bis hin zur möglichen Wieder-
eingliederung der Pflegekosten in das DRG-System – ernsthaft geprüft werden. 
 
Änderungsvorschlag:  
e) § 6a KHEntG wird aufgehoben. 
f) In § 17b Absatz 1 KHG wird folgender Satz ergänzt: 



 

 
 
 

Die Bewertungsrelationen umfassen auch die Pflegepersonalkosten der unmittelbaren 
Patientenversorgung. 
 

Übergangsregelung 
Die Wiedereingliederung erfolgt schrittweise innerhalb von drei Jahren nach Inkrafttreten dieses 
Gesetzes. 


